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Antwort 
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Heidemarie Lüth und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8137 — 


Umwandlung der Hilfeart Eingliederungshilfe in Hilfe zur Pflege 


Im Bericht des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung „zum 
Stand der Umsetzung der Pflegeversicherung" vom 7. März 1997 wird 
unter Punkt 3.3 ausgeführt: „Der Bundesregierung sind Bestrebungen, 
wonach Sozialhilfeträger Menschen mit geistiger Behinderung, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben oder der Pflegestufe III zugeordnet sind, 
von der Einghederungshilfe für Behinderte auf die Hilfe zur Pflege nach 
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) umstellen, nicht bekannt." Nach 
Ausführungen von Einrichtungsträgem entspricht eine derartige Vor- 
gehensweise jedoch gängiger Praxis. Auch die Zeitung der Lebenshilfe 
weist in ihrer Juni Ausgabe eindringlich auf wachsende Tendenzen der 
Umwandlung der Hilfearten hin. Es ist, darauf haben die Abgeordneten 
der PDS mehrfach hingewiesen, zu befürchten, daß mit diesem Vorge- 
hen der Sozialhilfeträger der ganzheiüiche Betreuungsansatz der Ein- 
ghedemngshüfe, der gerade für Menschen mit einer geistigen Behin- 
demng eine umfassende und individuell ausgerichtete Hilfe ermöglicht, 
schrittweise auf ein vorwiegend pflegerisch-verwahrendes Niveau 
reduziert wird. 


1. Hält die Bundesregiemng die im Bericht vom 7. März 1997 gege- 
benen Aussagen zum Problem aufrecht, und wie begründet sie ihre 
Auffassung? 

2. Welche neuen Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Umfang 
der Umwandlimg der Einghedemngshilfe in Hüfe zur Pflege nach 
dem BSHG? 


Nach dem Bericht vom 7. März 1997 wurde im Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung im Rahmen der Bund-Länder-Be- 
sprechung am 10. April 1997 das Thema „Umwandlung von Ein- 
richtungen der Behindertenhilfe" erneut erörtert. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung sah die 
Notwendigkeit, dieses Thema erneut zu beraten, da sich gezeigt 
hatte, daß zumindest in einem Bundesland die im Dezember ge- 
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troffene Aussage, es bestünden keine besonderen Probleme, nicht 
mehr zutraf. Eine kurze Umfrage zeigte jedoch, daß in der Mehr- 
zahl der Länder weiterhin davon auszugehen ist, daß die Zu- 
ordnung der Einrichtungen weitgehend problemlos und ein- 
vemehmlich verläuft. 

Der Vertreter des Saarlandes berichtete, daß dort eher die Ten- 
denz zur Umwandlung bisheriger Pflegeeinrichtungen in Behin- 
derteneinrichtungen erkennbar sei. 

In Schleswig-Holstein bestanden bei ca. 40 Einrichtungen Pro- 
bleme, die zu einrichtungsbezogenen Anfragen von Landtagsab- 
geordneten geführt haben. 

In Bayern sind aufgrund eines im Bayerischen Sozialministerium 
für Arbeit und Soziales erarbeiteten Abgrenzungspapiers ca. 99 % 
der Fälle durch Vereinbarungen gelöst. 

In Nordrhein- Westfalen wurden zum damaligen Zeitpunkt Ab- 
sprachen mit den überörtlichen Trägem der Sozialhilfe vorbereitet. 

Das von der Vertreterin des Bundesministeriums für Gesundheit in 
der Ausschußsitzung am 12. März 1997 angekündigte Positions- 
papier ist inzwischen im Einvernehmen zwischen dem Bundes- 
ministerium für Gesundheit, dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, den Pflegekassen und den überörtlichen 
Sozialhilfeträgem erstellt und an die Beteiligten übersandt wor- 
den. Mit diesem Papier dürfte eine weitere Befriedung erreicht 
werden, insbesondere im Hinblick auf die Aussage, daß pflege- 
bedürftige Behinderte ihren Anspruch auf Eingliedemngshilfe für 
Behinderte nicht dadurch verlieren, daß sie dem Teil einer Behin- 
derteneinrichtung zugeordnet werden, in dem die Pflege der Be- 
hinderten im Vordergmnd steht. 


3. Welche Begründungen werden nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung seitens der Sozialhilfeträger für die Umwandlung der 
Eingliederungshüfe in Hilfe zur Pflege nach dem BSHG angeführt, 
und wie bewertet die Bundesregierung das Vorgehen der Sozial- 
hilfeträger? 


Vor Einfühmng der 2. Stufe der Pflegeversichemng haben die 
Träger der Sozialhilfe in den Bescheiden die rechtliche Aus- 
weisung der von den Einrichtungen erbrachten Leistungen zu den 
Hilfearten Hilfe zur Pflege oder Eingliedemngshilfe für Behinderte 
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) nach der Zielsetzung 
der im Vordergmnd stehenden Hilfemaßnahme vorgenommen. 
Die im Vordergmnd stehende Hilfeart hat die anderen Hilfearten 
nach dem BSHG in dem Sinne verdrängt, als diese zwar im Be- 
scheid nicht benannt, aber von der Einrichtung tatsächlich erbracht 
wurden. Mit der Schaffung eines Rechtsanspmchs auf Pflegever- 
sichemngsleistungen in vollstationären Einrichtungen der Behin- 
dertenhilfe nach den §§ 43 a und 71 Abs. 4 SGB XI oder in zuge- 
lassenen Pflegeeinrichtungen nach den § § 43 und 7 1 Abs. 2 SGB XI 
müssen nun die Einrichtungsleistungen, die nicht im Vordergmnd 
stehen, benannt werden. Dies ist im Hinblick auf den Nachrang der 
Sozialhilfe geboten. Die Benennung aller von der Einrichtung er- 
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brachten Leistungen als Hilfe zur Pflege oder Eingliederungshilfe 
für Behinderte nach dem BSHG ist daher keine Umwandlung der 
Hilfeart. Denn die von der Einrichtung erbrachte und nach wie vor 
vom Träger der Sozialhilfe finanzierte Leistung ändert sich weder 
nach Art noch nach Inhalt, Umfang oder Qualität. 


4. Welche Veränderungen und Konsequenzen sind aus der Sicht der 
Bundesregierung mit der Umwandlung der Hüfeart für das Leben 
geistig behinderter Menschen verbunden? 


Die rechthche Ausweisung in den Bescheiden der von der Ein- 
richtung erbrachten Leistungen zu den Hilfearten Hilfe zur Pflege 
und Einghedeningshilfe für Behinderte nach dem BSHG hat auf 
den behinderten Menschen keine nachteihgen Auswirkungen. 
Sie dient der Klarstellung, inwieweit vorrangige Leistungsan- 
sprüche gegen die Pflegeversicherung zur Herstellung des Nach- 
rangs der Sozialhilfe bestehen und in Anspruch zu nehmen sind. 
Ein Vorrang/Nachrangverhältnis zu den Leistungen der Pflege- 
versicherung besteht nur in bezug auf die Hilfe zur Pflege, nicht in 
bezug auf die Eingliederungshilfe für Behinderte nach dem BSHG 
(§ 13Abs. 3SGB XI). 


5. Welche Möghchkeiten und Erfordernisse sieht die Bundesregierung, 
derartiges Vorgehen der Sozialhilfeträger zu verhindern, und ist sie 
bereit, ggf. kurzfristig, entsprechende rechthche Grundlagen zu 
schaffen? 


Das Bundesministerium für Gesundheit hat im Einvernehmen nüt 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, der Bun- 
desarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe, 
der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände und 
den Spitzenverbänden der Pflegekassen mit Schreiben vom 
4. Juni 1997 eine gemeinsame Position zur Abgrenzung der Lei- 
stungen der Eingliederungshilfe für Behinderte nach dem BSHG 
zu den Leistungen der Pflegeversicherung allen Beteiligten zur 
Kenntnis übersandt. Dabei stand das Interesse des pflegebe- 
dürftigen behinderten Menschen an einer bedarfsgerechten und 
damit zielgerichteten Hilfe im Vordergrund. Ausgangspunkt des 
Positionspapiers ist der gesetzgeberische Wille, daß die Pflege- 
kasse in vollstationären Einrichtungen der Behindertenhilfe, in 
der die berufliche und soziale Eingliederung, die schuhsche Aus- 
bildung oder die Erziehung Behinderter im Vordergrund des Ein- 
richtungszwecks stehen, zur Abgeltung der pflegebedingten 
Aufwendungen einschließlich der sozialen Betreuung und bis 
31. Dezember 1999 der medizinischen Behandlung 10 % des ver- 
einbarten Heimentgelts, höchstens jedoch 500 DM monathch, 
übernimmt. Daneben war der Situation solcher Behinderter, die 
fast ausschließlich oder weit überwiegend pflegerischen Hilfebe- 
darf haben und diesen Anspruch nur in zugelassenen Pflegeein- 
richtungen in vollem Umfang gegen die Pflegekasse realisieren 
können, Rechnung zu tragen. Dabei war klarzustellen, daß der 
Individualanspruch des Behinderten auf Eingliederungshilfe für 
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Behinderte nach dem BSHG auch in einer zugelassenen Pflege- 
einrichtung fortbesteht. 

Vor dem dargestellten Hintergrund sieht die Bundesregierung 
z. Z. keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Zur Lösung der 
Umsetzungsprobleme ist die Praxis gefordert. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der ganzheitliche 
Betreuungsansatz, wie er in der Eingliederungshüfe praktiziert wird, 
unter allen Umständen zu erhalten ist, und welche Maßnahmen ge- 
denkt sie zu seiner Sicherung und Erhaltung einzuleiten? 


Der ganzheitliche Hilfeansatz hat sich bei der Betreuung behin- 
derter Menschen in Einrichtungen durch das Zusammenspiel 
mehrerer gleichwertiger und sich gegenseitig ergänzender Hilfe- 
arten entwickelt. Der ganzheithche Ansatz beschränkt sich des- 
halb nicht allein auf die Einghederungshilfe für Behinderte nach 
dem BSHG. Weder durch das Nebeneinander verschiedener 
Hilfearten noch durch die Vielfalt der Kostenträger noch durch die 
Umsetzung der Pflegeversicherung wird dieser ganzheithche An- 
satz in Frage gesteht. 


7. Wie bewertet die Bundesregienmg die in der Lebenshüfe-Zeitung 
dargestellte Auffassung, daß ab 1999 schwerstbehinderte Menschen, 
ob jung oder alt, nur noch „grundversorgt" werden können und 
keine Hilfe zur Teühabe am Leben in der Gemeinschaft mehr be- 
kommen? 


Eine solche Auffassung der Bundesvereinigung Lebenshilfe im 
Zusammenhang mit der Einführung des neuen Finanzierungs- 
systems bei der Sozialhilfe in Einrichtungen ab 1. Januar 1999 ist 
der Bundesregierung nicht bekannt und wurde auf Nachfrage 
auch nicht bestätigt. 


8. Wie hat die Bundesregierung gesichert, daß schwerstbehinderte 
Menschen auch über das Jahr 1999 hinaus unzweifelhaft einen 
Rechtsanspruch auf individuell und pädagogisch ausgerichtete Hil- 
fen zur Teühabe am gesellschaftiichen Leben haben und umsetzen 
können? 


Durch die Einführung eines neuen Finanzierungssystems bei der 
Sozialhilfe in Einrichtungen ab 1. Januar 1999 wird der Rechtsan- 
spruch auf individuelle bedarfsgerechte Hilfe nicht verändert. Wie 
bisher richtet sich die durch eine Einrichtung erbrachte Hilfe nach 
den mit der Einrichtung abzuschheßenden Vereinbarungen über 
Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, über die dafür zu ent- 
richteten Entgelte - künftig Vergütungen - und über die Prüfung 
der Wirtschafthchkeit und Qualität der Leistungen. Nach dem 
gesetzgeberischen Willen soll die Umstellung auf das neue 
Finanzierungssystem kostenneutral erfolgen. Die Träger der 
Sozialhilfe und die Einrichtungsträger haben bei der Umsetzung 
des neuen Rechts darauf zu achten, daß der bisherige Leistungs- 
standard sichergestellt und erhalten bleibt. 
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